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Berucksichtigung von Reisezeiten eines
Bundesbetriebspriifers als Arbeitszeit

Das unionsrechtliche Arbeitszeitrecht, das lediglich die Kategorien Arbeits- und Ruhezeit kennt,
hindert den nationalen Normgeber nicht, Reisezeiten, die unionsrechtlich lediglich Ruhezeiten
sind, ganz oder teilweise auf das Arbeitszeitkonto anzurechnen (Anschluss an BVerwG, Urteil vom
5. September 2024 - 2 C 19.23).

Verfahrensgang

vorgehend Oberverwaltungsgericht fir das Land Nordrhein-Westfalen, 31. Januar 2025, Az: 1 A 34/21,
Urteil
vorgehend VG Kéln, 23. November 2020, Az: 15 K 11402/17, Urteil

Tenor

Die Revision des Klagers gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts fir das Land Nordrhein-
Westfalen vom 31. Januar 2025 wird zuruckgewiesen.

Der Klager tragt die Kosten des Revisionsverfahrens.

Tatbestand

1 Die Beteiligten streiten Uber die Gewahrung von Freizeitausgleich fur nicht bzw. nicht vollstan-
dig als Arbeitszeit anerkannte Fahrzeiten des Klagers im Zeitraum vom 1. August 2012 bis zum
30. Juni 2016.

2 Der Klager steht als Steueroberamtsrat (Besoldungsgruppe A 13 BBesO) im Dienst der Beklag-

ten und ist fur diese als Bundesbetriebsprufer tatig. Im genannten Zeitraum war er in der Bun-
desbetriebsprufung flir das in Bonn ansassige Bundeszentralamt fur Steuern (BZSt) als Pru-
fungskraft im AulRendienst tatig. Er wurde im Rahmen der LohnsteuerauBenprifung grundsatz-
lich bundesweit, tatsachlich Gberwiegend im A Raum eingesetzt, wo er auch wohnt. Das BZSt
gibt den Bundesbetriebsprifern hinsichtlich ihrer Prifungstatigkeit lediglich vor, an welchen
Prifungen sie mitzuwirken haben. Im Rahmen dieser Vorgaben der Referatsleitung entscheiden
die Prufer selbst, welches Unternehmen sie in welcher Woche bzw. an welchem Tag prifen und
stimmen die Termine mit den Kollegen der Landesfinanzverwaltung ab. Sie bestimmen den je-
weiligen Prifungsablauf auch in zeitlicher Hinsicht und sprechen sich, wenn sie im Rahmen ei-
ner mit den Kollegen der Landesfinanzverwaltung begonnenen Priufung einzelne Priffelder ei-
genstandig Ubernehmen, terminlich auch mit den Unternehmen ab. Dienstreisen im Rahmen
der Betriebsprifung und deren zeitliche Lage planen sie eigenverantwortlich. Die geleisteten Ar-
beitszeiten werden auf Grundlage einer Dienstvereinbarung Uber die gleitende Arbeitszeit beim
BZSt erfasst. Reisezeiten werden danach grundsatzlich nur insoweit als Arbeitszeit angerechnet,
als sie innerhalb der Regelarbeitszeit anfallen, also von Montag bis Donnerstag zwischen 07:30
Uhr bis 16:30 Uhr und am Freitag zwischen 07:30 Uhr bis 15:00 Uhr. Reisezeiten auRerhalb der
Regelarbeitszeit werden nur in eingeschranktem Umfang als Arbeitszeiten anerkannt.
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Den Antrag des Klagers, ihm auch Fahrzeiten auf seinem Gleitzeitkonto gutzuschreiben, die au-
Berhalb der regelmaRigen taglichen Arbeitszeit angefallen, aber nicht bzw. nicht voll angerech-
net worden seien, lehnte das Bundeszentralamt fiir Steuern ab. Sein Widerspruch, mit dem er
geltend machte, alle Zeiten innerhalb des Gleitzeitrahmens (Montag bis Freitag, jeweils zwi-
schen 06:00 Uhr und 20:00 Uhr), die er als Prifer in den Geschaftsraumen der zu prifenden Un-
ternehmen verbringe, sowie die mit ihnen untrennbar verbundenen Fahrzeiten seien als Arbeits-
zeit anzurechnen, blieb erfolglos.

Die Klage auf Verpflichtung der Beklagten, dem Klager fur die Zeit vom 1. August 2012 bis 30.
Juni 2016 einen Freizeitausgleich im Umfang von 401,56 Stunden zu gewahren, hatte vor dem
Verwaltungsgericht Kéln teilweise Erfolg. Das Verwaltungsgericht hat fur den Zeitraum vom 1.
Januar 2016 bis zum 30. Juni 2016 einen Anspruch auf Freizeitausgleich dem Grunde nach in-
soweit bejaht, als Reisezeiten fur Fahrten zu den zu prifenden Unternehmen angefallen, aber
nicht als Arbeitszeit anerkannt worden sind. Diese Reisezeiten seien Arbeitszeit im Sinne des
Art. 2 Nr. 1 RL 2003/88/EG. Ein Anspruch auf vollstandige Anrechnung der Reisezeiten vor dem
1. Januar 2016 scheide aus, weil der Kldger ihn nicht zeitnah geltend gemacht habe.

Auf die Berufung der Beklagten hat das Oberverwaltungsgericht das Urteil des Verwaltungsge-
richts geandert und die Klage vollstandig abgewiesen. Ein Anspruch des Klagers auf Freizeitaus-
gleich fur den Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis zum 30. Juni 2016 folge nicht aus § 88 Satz 2
BBG, denn Mehrarbeit sei nicht angeordnet gewesen. Ein Anspruch ergebe sich auch nicht aus §
11 AZV oder dem beamtenrechtlichen Ausgleichsanspruch. Dem stehe Art. 2 Nr. 1 RL 2003/88/
EG nicht entgegen. Die Voraussetzung des unionsrechtlichen Arbeitszeitbegriffs, wonach der Ar-
beitnehmer wahrend dieser Zeit dem Arbeitgeber zur Verfligung stehen musse, liege nicht vor.
Der Klager habe wahrend der Fahrzeiten die Méglichkeit, ohne grélRere Zwange bzw. frei Uber
seine Zeit zu verfiigen und seinen Interessen nachzugehen. Aus der vom Klager herangezoge-
nen Entscheidung des Gerichtshofs der Europaischen Union in der Rechtssache - C-266/14 - er-
gebe sich nichts anderes. Ein Anspruch des Klagers auf Freizeitausgleich folge auch nicht aus
dem unionsrechtlichen Haftungsanspruch, weil es bereits an einem VerstoR gegen eine unions-
rechtliche Norm fehle. Ein Anspruch lasse sich schlieBlich nicht aus der Pflicht des Dienstherrn
zur Fursorge fur seine Beamten ableiten. Die zulassige Anschlussberufung des Klagers sei un-
begrindet. Er habe flir den Zeitraum vom 1. August 2012 bis zum 31. Dezember 2015 keinen
Anspruch auf Freizeitausgleich flur die nach dem Hauptantrag in Rede stehenden Fahrzeiten im
Umfang von 342,53 Stunden. Daher sei nicht zu entscheiden, ob die Annahme des Verwaltungs-
gerichts zutreffe, der vom Kladger behauptete Anspruch scheitere daran, dass er ihn gegenuber
der Beklagten erst mit seinem Antrag vom 1. Dezember 2015 geltend gemacht habe. Der Kla-
ger habe auch keinen Anspruch auf die Verpflichtung der Beklagten, Gber seinen Antrag auf Ge-
wahrung weiteren Freizeitausgleichs fur die Fahrten von seiner Wohnung zu Referatsbespre-
chungen unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden. Auch inso-
weit seien die Voraussetzungen der in Betracht kommenden Anspruchsgrundlagen nicht erfullt.

Zur Begrundung seiner vom Oberverwaltungsgericht wegen grundsatzlicher Bedeutung der
Rechtssache zugelassenen Revision tragt der Kldger vor, der Klageanspruch ergebe sich unmit-
telbar aus § 11 AZV. Bei den Fahrzeiten handele es sich sowohl der Tatigkeit als auch dem In-
halt und der Intensitat nach um Dienst. Wahrend der Fahrzeiten unterliege er in vollem Umfang
der Weisungsbefugnis der Beklagten. Er habe wahrend der streitgegenstandlichen Zeiten auch
im Sinne des Art. 2 Nr. 1 RL 2003/88/EG gearbeitet, also seine Tatigkeit ausgelbt oder Aufga-
ben wahrgenommen. Seiner Tatigkeit sei immanent, dass er mit seiner Anreise zu den jeweils
wechselnden Einsatzorten dienstliche Aufgaben der Beklagten wahrnehme. Die Reisetatigkeit
sei das notwendige Mittel, um die Prifung vor Ort in den Geschaftsrdumen der Unternehmen
auszuuben. Die Prifungskrafte seien dienstrechtlich verpflichtet, den Anweisungen ihres Dienst-
herrn Folge zu leisten und ggf. anderweitig tatig zu werden, wie z. B. durch zur Anfertigung von
Berichten nach kurzfristigen Terminvorgaben der Amtsfihrung.

Der Klager beantragt,

die Urteile des Oberverwaltungsgerichts fur das Land Nordrhein-Westfalen vom 31. Januar 2025
und des Verwaltungsgerichts Kéln vom 23. November 2020 sowie den Bescheid des Bundeszen-
tralamts fur Steuern vom 14. Juli 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids derselben Be-

hdérde vom 17. Juli 2017 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem Klager fur Reisezeiten

- Seite 2 von 9 -



9

im Zeitraum vom 1. August 2012 bis 30. Juni 2016 einen weiteren Freizeitausgleich in H6he von
401,56 Stunden zu gewahren.

Die Beklagte beantragt,
die Revision des Klagers zurlckzuweisen.

Sie verteidigt die angegriffene Entscheidung.

Entscheidungsgrunde

10

11
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15

Die Revision des Klagers ist unbegrindet. Ohne Verstoll gegen Bundesrecht (§ 137 Abs. 1 Nr.

1 VwGO) hat das Oberverwaltungsgericht einen Anspruch auf Gewahrung weiteren Freizeitaus-
gleichs verneint. Bei den Fahrzeiten des Klagers handelt es sich nicht um Arbeitszeit, was An-
spriche aus dem Beamtenrecht und auf Grundlage des unionsrechtlichen Haftungsanspruchs
ausschlieBt (1.). Anspriche des Klagers ergeben sich auch nicht aus dem beamtenrechtlichen
Ausgleichsanspruch (2.) und der Fursorgepflicht des Dienstherrn (3.). Ob der Kldger Anspriiche
aus dem Zeitraum vor dem 31. Dezember 2015 zeitnah geltend gemacht hat, kann offenbleiben
(4.). Einer Vorlage an den Gerichtshof der Europaischen Union gemaR Art. 267 Abs. 3 AEUV be-
darf es nicht (5.).

1. Die Auffassung des Berufungsgerichts, dass es sich bei den Fahrzeiten des Klagers nicht um
Arbeitszeit handelt, steht im Einklang mit Bundesrecht (a)). Aus dem Unionsrecht ergibt sich
keine andere Wertung (b)). Das schlieft Anspriiche aus dem Beamtenrecht und auf Grundlage
des unionsrechtlichen Haftungsanspruchs aus (c)).

a) Das Oberverwaltungsgericht hat zutreffend angenommen, dass es sich bei den Fahrzeiten
des Klagers nicht um Arbeitszeit im Sinne des Bundesrechts handelt.

aa) Nach der Rechtsprechung des Senats ist nicht jede Inanspruchnahme des Beamten durch
den Dienstherrn zugleich Dienst im arbeitszeitrechtlichen Sinne. Es muss sich vielmehr nach In-
halt und Intensitat der Beanspruchung um vorgeschriebenen Dienst handeln. Ob das der Fall ist,
richtet sich - vom Inhalt der Tatigkeit gesehen - danach, welches funktionelle Amt dem Beam-
ten Ubertragen ist und welche Tatigkeit er im zu beurteilenden Zeitraum konkret zu erbringen
hat. Nur eine solche dienstlich verursachte Inanspruchnahme, die zum Bereich der vom Beam-
ten wahrzunehmenden Aufgaben des ihm Ubertragenen Amtes gehért oder ihn jedenfalls im Zu-
sammenhang mit der Wahrnehmung von Dienstaufgaben nach den besonderen Umstanden des
Einzelfalles in seiner Aufmerksamkeit und Dispositionsfreiheit so erheblich in Anspruch nimmt,
dass sie den ihm obliegenden Dienstverrichtungen gleich zu achten ist, kommt als Arbeitszeit

in Betracht (vgl. BVerwG, Urteile vom 27. Mai 1982 - 2 C 49.80 - DVBI. 1982, 1190 <1190> und
vom 29. Januar 1987 - 2 C 14.85 - ZBR 1987, 275 <276>; Beschluss vom 11. September 2009 -
2 B 29.09 - juris Rn. 5f.).

Wegezeiten zur und von der Dienstleistung sind als solche kein Dienst im Sinne des Arbeitszeit-
rechts. Das qilt fur den taglichen Weg zum und vom Dienst, auch wenn er z. B. durch eine Ver-
legung der Dienststelle, durch Abordnung oder Versetzung verlangert worden ist oder wenn die
Arbeitsstelle auBerhalb des Ortes liegt (Ginther, in: Plog/Wiedow, Bundesbeamtengesetz, Stand
Juli 2026, § 87 BBG Rn. 33 m. w. N.). Dass Wegezeiten kein Dienst sind, gilt ebenso fur Wege zu
und von einer Dienstverrichtung auBerhalb der Dienststelle, also auch allgemein fur Reisezei-
ten bei Dienstreisen. Nach § 11 Abs. 1 Satz 3 der Verordnung Uber die Arbeitszeit der Beamtin-
nen und Beamten des Bundes (Arbeitszeitverordnung - AZV), die fur den hier jeweils maRgebli-
chen Zeitpunkt der streitgegenstandlichen Reisen (vgl. BVerwG, Urteile vom 29. April 2021 - 2
C 18.20 - BVerwGE 172, 254 Rn. 16 und vom 5. September 2024 - 2 C 19.23 - NVwZ 2025, 266
Rn. 9) in der Fassung vom 23. Februar 2006 (BGBI. | S. 427) und vom 11. Dezember 2014 (BGBI.
I S. 2191) anzuwenden ist (im Folgenden: AZV a. F.), sind Reisezeiten keine Arbeitszeit.

Auch das Bundesarbeitsgericht sieht Wegezeiten nur dann als Arbeitszeit an, wenn der Arbeit-
nehmer sie nach den Anforderungen des Arbeitgebers zur Erledigung seiner Arbeitsaufgaben
nutzen muss bzw. musste, z. B. zur Bearbeitung von Akten oder E-Mails oder zur Vor- und Nach-
bereitung des auswartigen Termins. In einem solchen Fall besteht kein Unterschied, ob solche
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Tatigkeiten am Schreibtisch im Betrieb bzw. in der Dienststelle oder in éffentlichen Verkehrsmit-
teln verrichtet werden (BAG, Urteil vom 11. Juli 2006 - 9 AZR 519/05 - NZA 2007, 155 Rn. 44).

bb) Das Berufungsgericht hat angenommen (UA S. 30 f.), die Reisetatigkeit sei nicht untrenn-
bar mit dem funktionellen Amt eines Bundesbetriebsprifers verbunden, das dem Klager tber-
tragen worden sei. Sie falle lediglich anlasslich der ihm zugewiesenen, grundsatzlich im Wege
der AuRenprufung zu erflllenden Prifungstatigkeit an, gehdre aber nicht zum Kernbereich sei-
nes Amtes. Eine entsprechende normative Zuweisung sei nicht ersichtlich. Sie folge namentlich
weder aus § 200 AO noch aus der den Ort der AuRenprifungen betreffenden Regelung des § 6
Betriebsprufungsordnung (BpO). Auch in der Sache sei nicht erkennbar, dass die Tatigkeit, die
(auch) an die Stelle sonst erforderlicher Wegezeiten fiir die Fahrten zwischen der Wohnung und
einer festen Dienststelle trete, zum Kernbereich des dem Klédger zugewiesenen Funktionsamts
gehdre. Die Fahrten des Klagers vom Wohnort zu dem zu priufenden Unternehmen und zurtick
sowie die Hotelfahrten dienten namlich ausschliefSlich seiner Fortbewegung zu der jeweiligen
auswartigen, nicht an seiner Dienststelle in Bonn befindlichen Tatigkeitsstatte. Dienstliche Ver-
richtungen fanden auf den Fahrten unstreitig nicht statt. Hinzu trete der Umstand, dass die Lage
der Fahrzeiten auBerhalb der regularen taglichen Arbeitszeit der Sphare des Klagers und nicht
der Sphare der Beklagten zuzuordnen sei. Der Klager habe es namlich grundsatzlich selbst in
der Hand, seine Fahrten innerhalb der regelmaRigen taglichen Arbeitszeit stattfinden zu lassen.
Da er unstreitig selbst entscheide, welches Unternehmen er in welcher Woche bzw. an welchem
Tag prife, und den Prifungsablauf auch in zeitlicher Hinsicht bestimme, kdnne er erkennen, in
welchen Fallen ein rechtzeitiger Abschluss der ggf. am Folgetag fortzusetzenden Prufungstatig-
keit und/oder ein Hotelaufenthalt am Ort der Prifung anstelle einer Rickkehr zum Wohnort und
einem erneuten Aufbruch von dort geeignet sei, Fahrzeiten aulRerhalb der regelmaligen tag-
lichen Arbeitszeit zu vermeiden, und sein Verhalten, wenn von ihm gewunscht, entsprechend
steuern. Es sei nicht erkennbar, dass die bloRe Fortbewegung den Klager im Zusammenhang
mit der Wahrnehmung seiner Prifungstatigkeit nach den besonderen Umstanden des Einzelfal-
les in seiner Aufmerksamkeit und Dispositionsfreiheit so erheblich in Anspruch nehme, dass sie
den ihm obliegenden Dienstverrichtungen entspreche.

cc) Die den Ausfiihrungen des Berufungsgerichts zugrunde liegenden tatsachlichen Feststel-
lungen hat der Klager nicht mit Verfahrensriigen angegriffen. Sie sind fir den Senat nach § 137
Abs. 2 VwGO bindend und tragen den unter Zugrundelegung des zutreffenden MaRstabs vom
Oberverwaltungsgericht gezogenen Schluss, dass es sich bei der Reisetatigkeit des Klagers
nicht um Dienst bzw. Arbeitszeit handelte.

Bei dieser Wertung ist - wie das Berufungsgericht zutreffend erkannt hat - auch zu berlcksichti-
gen, dass es dem Klager nach den die AuBenpriafungen betreffenden, ihm ein erhebliches Mal§
an Freiheit einraumenden Vorgaben freistand, die Fahrten zu den zu prifenden Unternehmen in
die regelmaRige tagliche Arbeitszeit zu legen, so dass sie nach § 11 Abs. 1 Satz4 Nr. 1 AZV a. F.
vollstandig als Arbeitszeit berlicksichtigt werden konnten. Nach dieser pauschalierenden Rege-
lung wurde bei Dienstreisen auch bei einem Unterschreiten der regelmaBigen taglichen Arbeits-
zeit die Regelarbeitszeit angerechnet; umgekehrt fiihrten Uberschreitungen der Regelarbeitszeit
durch Reisezeiten nicht zu einer Anrechnung als Arbeitszeit. Insoweit blieb es bei der Regelung
des § 11 Abs. 3 AZV a. F.: Sofern bei Dienstreisen, die Uber die regelmaRige tagliche Arbeitszeit
hinausgingen, die nicht anrechenbaren Reisezeiten in einem Kalendermonat insgesamt 15 Stun-
den Uberschritten, war innerhalb von zwdlf Monaten auf Antrag ein Viertel der Gber 15 Stunden
hinausgehenden Zeit bei fester Arbeitszeit als Freizeitausgleich zu gewahren. Nach den Fest-
stellungen des Oberverwaltungsgerichts hat die Beklagte dem Klager diesen Ausgleich vollstan-
dig gewahrt (UA S. 26).

GemaR § 11 Abs. 3 AZV in der Fassung vom 17. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3011) ist bei Dienst-
reisen, die Uber die regelmalige tagliche Arbeitszeit hinausgehen, ein Freizeitausgleich in H6-
he von einem Drittel der nicht anrechenbaren Reisezeiten zu gewahren. Diese Regelung ist fur
Dienstreisende deutlich gunstiger als die Vorgangervorschrift.

Wenn der Klager von der ihm durch § 11 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 AZV a. F. er6ffneten zeitlichen Ge-
staltungsmaglichkeit bei seinen Dienstreisen keinen Gebrauch gemacht hat, weil nach den Vor-
gaben seiner Referatsleitung im Hinblick auf den taglichen Prifungsumfang auf die AuRenwir-
kung des BZSt zu achten war, beruhte dies auf einer Entscheidung, die nicht vom Arbeitszeit-
recht bestimmt war. Auch die Regelungen des Bundesreisekostenrechts schlossen die Inan-
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spruchnahme der Gestaltungsmaglichkeit nicht vollstdndig aus. Grundsatzlich sollen Dienstrei-
sen nicht vor 6 Uhr anzutreten und nicht nach 24 Uhr zu beenden sein (vgl. Nr. 3.1.4 der All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundesreisekostengesetz <BRKGVwV> in den hier mal3-
geblichen Fassungen vom 1. Juni 2005 und vom 12. November 2013). Danach war der Klager
aus reisekostenrechtlicher Sicht gehalten, seine Dienstreisen ohne Ubernachtung bis 24 Uhr ab-
zuschlieBen, ohne dass Uber die Regelarbeitszeit hinausgehende Fahrzeiten - wie ausgefuhrt

- (vollstandig) als Dienstzeiten anerkannt worden waren. Es blieb ihm jedoch unbenommen,
durch eine flr den Morgen des Folgetages angesetzte Besprechung mit Kollegen der Landesfi-
nanzverwaltung oder Vertretern des zu priifenden Unternehmens die Notwendigkeit einer Uber-
nachtung herbeizufihren. Das hatte zudem § 5 Abs. 3 Satz 1 AZV Rechnung getragen, wonach
pro 24-Stunden-Zeitraum eine Mindestruhezeit von 11 zusammenhangenden Stunden zu ge-
wahren ist.

b) Ohne Verletzung von Unionsrecht als Bestandteil des Bundesrechts ist das Berufungsgericht
davon ausgegangen, dass § 11 Abs. 1 Satz 3 AZV a. F., nach dem die in Rede stehenden Rei-
sezeiten keine Arbeitszeit sind, nicht im Widerspruch zu Art. 2 Nr. 1 der Richtlinie 2003/88/EG
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 4. November 2003 Uber bestimmte Aspekte
der Arbeitszeitgestaltung (ABI. L 299, S. 9; im Folgenden RL 2003/88/EG) und der hierzu in Be-
zug auf solche Fahrzeiten ergangenen Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europaischen Uni-
on (EuGH) steht.

aa) Nach Art. 2 Nr. 1 RL 2003/88/EG ist Arbeitszeit jede Zeitspanne, wahrend der ein Arbeitneh-
mer gemal den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten arbeitet, dem
Arbeitgeber zur Verflgung steht und seine Tatigkeit ausubt oder Aufgaben wahrnimmt. Dem
stellt Art. 2 Nr. 2 der RL 2003/88/EG den Begriff der Ruhezeit gegenlber, worunter jede Zeit-
spanne auBerhalb der Arbeitszeit zu verstehen ist. Beide Begriffe schliefen einander aus; es
gibt keine Zwischenkategorien (stRspr, vgl. EuGH, Urteile vom 1. Dezember 2005 - C-14/04, Del-
las u. a. - NZA 2006, 89 Rn. 42 und vom 10. September 2015 - C-266/14, Federacién de Servici-
os Privados del sindicato Comisiones obreras - NZA 2015, 1177 Rn. 25 f., jeweils m. w. N.; vgl.
auch BVerwG, Urteil vom 5. September 2024 - 2 C 19.23 - NVwZ 2025, 266 Rn. 10 und 16).

Ob eine Zeitspanne Arbeitszeit oder Ruhezeit ist, ist anhand objektiver Merkmale unter Berlck-
sichtigung des Regelungszusammenhangs und des Zwecks der RL 2003/88/EG zu bestimmen.
Nur eine solche autonome Auslegung vermag die volle Wirksamkeit der Richtlinie und eine ein-
heitliche Anwendung dieser Begriffe in samtlichen Mitgliedstaaten sicherzustellen. Daher dur-
fen diese trotz der Bezugnahme auf die "einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflo-
genheiten" in Art. 2 Nr. 1 RL 2003/88/EG den Inhalt dieser Begriffe nicht unilateral festlegen, in-
dem sie den Anspruch auf ordnungsgemale Berlcksichtigung der Arbeitszeiten und dement-
sprechend der Ruhezeiten, der den Arbeitnehmern durch diese Richtlinien unmittelbar zuer-
kannt wird, irgendwelchen Bedingungen oder Beschrankungen unterwerfen (vgl. EuGH, Urteile
vom 10. September 2015 - C-266/14, Federacién de Servicios Privados del sindicato Comisiones
obreras - NZA 2015, 1177 Rn. 27, vom 9. Marz 2021 - C-344/19, Radiotelevizija Slovenija - NZA
2021, 485 Rn. 30 f., vom 9. Marz 2021 - C-580/19, Stadt Offenbach am Main - NZA 2021, 489
Rn. 31 f. und vom 9. Oktober 2025 - C-110/24, STAS-IV - NZA 2025, 1819 Rn. 22).

bb) Im Rahmen seiner autonomen Auslegung hat der Gerichtshof wiederholt die Tatbestands-
voraussetzungen des Art. 2 Nr. 1 der RL 2003/88/EG definiert, wonach der Arbeitnehmer seine
Tatigkeit ausiiben oder seine Aufgaben wahrnehmen, dem Arbeitgeber zur Verfligung stehen
und gemal den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder Gepflogenheiten arbeiten muss.

(1) Zum ersten Definitionselement "seine Tatigkeit austbt oder seine Aufgaben wahrnimmt" hat
das Berufungsgericht angenommen, dass sich auch die Fahrten des Klagers zu dem zu prufen-
den Unternehmen und von diesem zurlck ungeachtet ihrer zeitlichen Lage inner- oder auBer-
halb der regularen taglichen Arbeitszeit vollstandig als Ausibung der Tatigkeit bzw. Aufgaben-
wahrnehmung darstellen, weil sie "das notwendige Mittel" daflr sind, dass der Klager seine Pru-
fungstatigkeit erbringen kann (UA S. 36). Das entspricht der EuGH-Rechtsprechung (vgl. EuGH,
Urteil vom 10. September 2015 - C-266/14, Federacién de Servicios Privados del sindicato Co-
misiones obreras - NZA 2015, 1177 Rn. 32) und ist aus revisionsrechtlicher Sicht nicht zu bean-
standen.
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(2) Das zweite Definitionselement ("dem Arbeitgeber zur Verfligung steht") hat das Berufungs-
gericht ohne Verletzung von Unionsrecht verneint.

Ein Arbeitnehmer steht nach der Rechtsprechung des EuGH seinem Arbeitgeber nur dann zur
Verfugung, wenn er sich in einer Lage befindet, in der er rechtlich verpflichtet ist, den Anwei-
sungen seines Arbeitgebers Folge zu leisten und seine Tatigkeit fir ihn auszuiben. Entschei-
dend ist der Umstand, dass der Arbeitnehmer verpflichtet ist, sich an einem vom Arbeitgeber
bestimmten Ort aufzuhalten und sich zu dessen Verfligung zu halten, um gegebenenfalls so-
fort seine Leistung erbringen zu kénnen. Ihm missen Einschrankungen von solcher Art aufer-
legt werden, dass sie seine Mdglichkeit, die Zeit, in der seine beruflichen Leistungen nicht in An-
spruch genommen werden, frei zu gestalten und sie seinen eigenen Interessen zu widmen, ob-
jektiv gesehen ganz erheblich beeintrachtigen. Kann der Arbeitnehmer hingegen ohne gréRere
Zwange uber seine Zeit verfigen und seinen eigenen Interessen nachgehen, so spricht dies da-
fur, dass der betrachtete Zeitraum keine Arbeitszeit im Sinne der RL 2003/88/EG ist (vgl. EuGH,
Urteile vom 10. September 2015 - C-266/14, Federacion de Servicios Privados del sindicato Co-
misiones obreras - NZA 2015, 1177 Rn. 35 ff., vom 9. Marz 2021 - C-344/19, Radiotelevizija SI-
ovenija - NZA 2021, 485 Rn. 36 ff. sowie - C-580/19, Stadt Offenbach am Main - NZA 2021, 489
Rn. 37 ff.).

Das Oberverwaltungsgericht hat hierzu festgestellt (UA S. 37 ff.), die Referatsleitung habe dem
Klager mit einem regelmalig mehrmonatigen Vorlauf, aber niemals taggenau, vorgegeben, an
welchen Prifungen er mitzuwirken hatte. Im Rahmen dieser Vorgaben habe er - jeweils in Ab-
stimmung mit den Kollegen der Landesfinanzverwaltung und im Falle eigenstandiger Ubernah-
me einzelner Priuffelder auch in Absprache mit den Unternehmen - selbst bestimmen kénnen,
welches Unternehmen er in welcher Woche bzw. an welchem Tag prifen wollte und wie sich die
jeweilige Prifung in zeitlicher Hinsicht gestalten sollte. Die wegen der Mitwirkungsfalle (nach
Angaben des Klagers im Jahresdurchschnitt sieben) veranlassten Dienstreisen habe er, auch
was deren zeitliche Lage anging, eigenverantwortlich geplant. Zudem habe er selbst entschei-
den kénnen, welcher Verkehrsmittel er sich hierfir bediente. Wahrend solcher Fahrten habe der
Klager ohne groRere Zwange Uber seine Zeit verfigen und eigenen Interessen nachgehen kén-
nen.

Diese Feststellungen des Berufungsgerichts hat der Klager nicht mit Verfahrensriigen angegrif-
fen. Sie sind damit flr das Revisionsverfahren bindend (§ 137 Abs. 2 VwGO) und tragen die An-
nahme, dass der Klager wahrend seiner Reisen zum Ort der AuRenprufung seinem Arbeitge-
ber nicht zur Verfliigung stand. Weil eine der kumulativ zu erfullenden Voraussetzungen des Ar-
beitszeitbegriffs im Sinne des Art. 2 Nr. 1 RL 2003/88/EG nicht erfillt ist, handelt es sich bei den
Fahrzeiten des Klagers nicht um Arbeitszeit im Sinne des Unionsrechts.

Soweit der Klager im Revisionsverfahren vorgetragen hat, er habe wahrend der Fahrten auch
kurzfristig Auftrage der Beklagten entgegenzunehmen und Berichtspflichten zu erfiillen gehabt,
ist er mit diesem neuen Tatsachenvortrag in der Revisionsinstanz ausgeschlossen. Zudem hat
der Vertreter der Beklagten auf Nachfrage des Senats in der mindlichen Verhandlung vom Kla-
ger unwidersprochen ausgeflhrt, dass die Bundesbetriebsprifer auf ihren Fahrten nicht Gber
das ihnen dienstlich zur Verfigung gestellte Mobiltelefon erreichbar sein mussen.

(3) Aus der Rechtsprechung des EuGH ergibt sich nichts Abweichendes.

Der Fall des Klagers ist mit dem Sachverhalt des von ihm herangezogenen EuGH-Urteils vom
10. September 2015 - C-266/14, Federacién de Servicios Privados del sindicato Comisiones
obreras - (NZA 2015, 1177), in dem die AuBendienstmitarbeiter strengen und kurzfristig zu er-
fullenden Vorgaben ihres Arbeitgebers unterlagen, nicht zu vergleichen. Der Klager hatte keine
festen Arbeitszeiten, sondern lediglich ein Pensum in Gestalt von Betriebsprifungen zu erfullen.
Ihm war lediglich ein weiter Rahmen vorgegeben, innerhalb dessen das Pensum zu erfullen war,
namlich die Betriebsstatten der zu prufenden Betriebe (vgl. § 200 Abs. 2 und 3 AO; § 6 BpO) und
der Zeitraum von mehreren Monaten, in dem diese aufzusuchen waren, um die Prafungen vor
Ort vorzunehmen. Alles andere konnte der Klager frei bestimmen: in welcher Reihenfolge, zu
welchen Uhrzeiten, fir welche Dauer er die Betriebsstatten aufsuchte, welches Verkehrsmittel
er verwendete, ob er bei mehrtagigen Betriebsprifungen vor Ort in einem Hotel Gbernachte-

te oder ob er nach Hause zurlckkehrte und am nachsten Tag wieder zur Betriebsstatte fuhr. Er
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musste sich hinsichtlich der Lage der Priifzeiten lediglich mit den Kollegen der jeweiligen Lan-
desfinanzbehdrden oder den Mitarbeitern des zu priufenden Unternehmens abstimmen. Es stand
ihm Uberdies - ungeachtet referatsinterner Vorgaben und reisekostenrechtlicher Vorschriften -
frei, die Fahrten zu den zu prifenden Unternehmen in die regelmaRige tagliche Arbeitszeit zu le-
gen und so eine Erfassung als Arbeitszeit herbeizufihren.

Die beiden EuGH-Entscheidungen vom 9. Marz 2021 unterstreichen in Abgrenzung zum Urteil
in der Rechtssache - C-266/14, Federacidén de Servicios Privados del sindicato Comisiones obre-
ras -, dass die Entfernung zwischen Wohn- und Arbeitsort fur sich genommen kein Kriterium ist,
um entsprechende Fahrzeiten als Arbeitszeit anzusehen (EuGH, Urteile vom 9. Marz 2021 - C-
344/19, Radiotelevizija Slovenija - NZA 2021, 485 Rn. 41 und - C-580/19, Stadt Offenbach am
Main - NZA 2021, 489 Rn. 42). Dass der Klager bei den AulRenprifungen also einen langeren
Fahrweg zurickzulegen hatte, gibt den entsprechenden Zeiten nicht das Geprage von Arbeits-
zeiten.

Die Situation des Klagers unterscheidet sich aus denselben Erwagungen auch deutlich von dem
Sachverhalt, der dem Urteil des EuGH vom 9. Oktober 2025 zugrunde lag (EuGH, Urteil vom 9.
Oktober 2025 - C-110/24, STAS-IV - NZA 2025, 1819 Rn. 27). Dort waren die Modalitaten der
Hin- und Rlckfahrt der betroffenen Arbeitnehmer von ihrem Arbeitgeber vorgegeben, der u. a.
das fur diese Fahrten verwendete Transportmittel, den Abfahrts- bzw. Ankunftsort bei der Rick-
fahrt, die Abfahrtszeit und das Ziel, namlich eine Arbeitsstelle, bestimmte. Diese Arbeitnehmer
hatten folglich keinen festen und gewdhnlichen Arbeitsort. Sie mussten sich notwendigerwei-
se an einen anderen Ort begeben, um die arbeitsvertraglich geschuldeten Leistungen zu erbrin-
gen, wobei sie sich an die vom Arbeitgeber vorgeschriebenen Modalitaten der Hin- und Rick-
fahrt zu halten hatten. Der Klager war hingegen - abgesehen von der Vorgabe des zu priufenden
Unternehmens - in der Gestaltung seiner Fahrten frei.

(4) Die Reisezeiten des Klagers sind hiernach unionsrechtlich als Ruhezeiten zu bewerten. Das
unionsrechtliche Arbeitszeitrecht, das gemaR Art. 2 Nr. 1 und 2 RL 2003/88/EG lediglich die Ka-
tegorien Arbeits- und Ruhezeit kennt, hindert den nationalen Normgeber nicht, Zeitspannen, die
unionsrechtlich lediglich Ruhezeit sind, ganz oder teilweise auf das Arbeitszeitkonto anzurech-
nen (vgl. zur Arbeitszeit bei einer mehrtagigen Dienstreise BVerwG, Urteil vom 5. September
2024 - 2 C 19.23 - NVwZ 2025, 266 Rn. 16). Das war fur Reisezeiten bereits in § 11 Abs. 3 AZV
a. F. geregelt. Den Umfang der Anrechnung hat der Verordnungsgeber in § 11 Abs. 3 AZV in der
Fassung vom 17. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3011) deutlich ausgedehnt.

¢) Sind die Fahrzeiten des Klagers keine Arbeitszeit, scheidet fur den gesamten streitgegen-
standlichen Zeitraum vom 1. August 2012 bis zum 30. Juni 2016 ein Anspruch auf Gewahrung
von Freizeitausgleich fur nicht bzw. nicht vollstandig als Arbeitszeit anerkannte Fahrzeiten so-
wohl aus § 11 AZV als auch auf Grundlage des beamtenrechtlichen Ausgleichsanspruchs aus (zu
Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Ausgleichsanspruchs vgl. BVerwG, Urteile vom 28. Mai
2003 - 2 C 28.02 - ZBR 2003, 383 <384>, vom 17. Februar 2022 - 2 C 5.21 - NVwZ 2023, 612
Rn. 22 ff., 31 und vom 13. Oktober 2022 - 2 C 24.21 - NVwZ 2023, 833 Rn. 15). Mangels einer
Verletzung von Unionsrecht sind auch die Voraussetzungen des unionsrechtlichen Haftungsan-
spruchs nicht erfillt (zu den Anspruchsvoraussetzungen vgl. EuGH, Urteil vom 25. November
2010 - C-429/09, FuR - NZA 2011, 53 Rn. 45 ff.; BVerwG, Urteil vom 19. April 2018 - 2 C 40.17 -
BVerwGE 161, 377 Rn. 30 ff. m. w. N.).

2. Das Oberverwaltungsgericht ist ohne Verletzung revisiblen Rechts davon ausgegangen, dass
ein Anspruch nach § 88 Satz 2 BBG ausscheidet. Nach dieser Vorschrift ist Beamten innerhalb
einer Ausschlussfrist von einem Jahr fur die Mehrarbeit, die sie Uber die regelmaRige Arbeitszeit
hinaus leisten, entsprechende Dienstbefreiung zu gewahren, wenn sie durch eine dienstlich an-
geordnete oder genehmigte Mehrarbeit mehr als finf Stunden im Monat Uber die regelmaRige
Arbeitszeit hinaus beansprucht werden. Die Vorschrift betrifft ausschlieBlich angeordnete Mehr-
arbeit; im Fall des Klagers fehlt es nach den fiir das Revisionsverfahren gemaR § 137 Abs. 2 Vw-
GO bindenden Feststellungen des Oberverwaltungsgerichts (UA S. 24) an einer solchen Anord-
nung.

3. Das Oberverwaltungsgericht hat schlieflich ohne Verletzung von Bundesrecht angenommen,
dass sich ein Anspruch auf Freizeitausgleich fur die fur den streitgegenstandlichen Zeitraum
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geltend gemachten Fahrzeiten nicht aus der Fursorgepflicht des Dienstherrn (§ 78 Satz 1 BBG)
ergibt.

a) Aus der Fursorgepflicht folgen nach der standigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts nur dann Leistungsanspriche, wenn andernfalls die Flrsorgepflicht in ihrem Wesens-
kern verletzt ware (vgl. BVerwG, Urteil vom 10. Juni 1999 - 2 C 29.98 - NVwZ-RR 2000, 99). Den
Wesenskern der Firsorgepflicht kénnen allenfalls unzumutbare Belastungen des Beamten be-
rihren (vgl. BVerwG, Urteil vom 21. Dezember 2000 - 2 C 39.99 - BVerwGE 112, 308 <310 f.>).

Ausgehend hiervon ist das Berufungsgericht bei seiner MaRstabsbildung in revisionsrechtlich
nicht zu beanstandender Weise davon ausgegangen, dass eine solche Verletzung u. a. auch
dann vorliegen kann, wenn der Dienstherr den Beamten durch nicht als Dienstzeit angerechne-
te Reisezeiten zeitlich derart in Anspruch nimmt, dass die Grenze des ohne Ausgleich Hinzuneh-
menden unzumutbar tberschritten wird, also ein aus Flrsorgegrinden ausgleichsbedurftiges
Missverhaltnis zwischen Dienstzeit und Freizeit vorliegt. MalRgeblich ist dabei ausgehend von §
88 BBG das AusmaR der Reisezeiten wahrend eines Monats. Die Bewertung der in einem Monat
zu konstatierenden zeitlichen Inanspruchnahme des Beamten darf an der Wertung des § 88 BBG
orientiert werden und unter Berlcksichtigung der Regelungen des § 11 AZV erfolgen. Zunachst
darf daher grundsatzlich davon ausgegangen werden, dass ein voller Ausgleich aller nicht als
Dienstzeit angerechneten Reisezeiten nicht in Betracht kommt und Beamte gemaR § 88 Satz 2
BBG bis zu funf Stunden Mehrarbeit im Monat ohne Anspruch auf Ausgleich leisten mussen, wo-
bei eine Beanspruchung durch die Reisezeiten in aller Regel geringer wiegt als die Beanspru-
chung im Falle voller Dienstleistung. Ferner darf grundsatzlich berlcksichtigt werden, dass Rei-
sezeiten, die innerhalb der regelmaRigen taglichen Arbeitszeit anfallen, nach § 11 Abs. 1 Satz 4
Nr. 1 AZV a. F. als Arbeitszeit berticksichtigt - also voll angerechnet - wurden, obwohl der Beam-
te wahrend dieser Zeit nicht der vollen Beanspruchung durch den vorgeschriebenen Dienst aus-
gesetzt war, und dass § 11 Abs. 3 AZV a. F. jedenfalls einen gewissen Ausgleich solcher Reise-
zeiten ermdglichte, die nach den Gbrigen Regelungen des § 11 AZV a. F. nicht anrechenbar wa-
ren (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. Januar 1987 - 2 C 14.85 - ZBR 1987, 275 <276>).

b) Das Oberverwaltungsgericht hat festgestellt, dass es im Zeitraum vom 1. August 2012 bis
zum 31. Dezember 2015 in sechs Monaten zu einer Uberschreitung des einen Ausgleich nach

§ 11 Abs. 3 AZV a. F. ermdglichenden Stundenwerts gekommen ist (August 2012: 17,80 Stun-
den; Oktober 2012: 23,52 Stunden; Januar 2014: 20,45 Stunden; Oktober 2014: 17,75 Stunden;
November 2015: 16,05 Stunden; Dezember 2015: 17,31 Stunden). Im Ubrigen hat die geklag-
te Belastung einmal bei 14,04 Stunden (Dezember 2013), fiinfmal geringflgig Uber zehn Stun-
den (Februar 2013, Juni 2014 sowie Marz, Mai und Oktober 2015) und im Ubrigen - bei zwei Mi-
nusbetrédgen (August und Dezember 2014) - im einstelligen Bereich gelegen, dabei elfmal un-
ter oder um flnf Stunden. In dem das Jahr 2016 betreffenden Streitzeitraum hat die monatliche
Summe nicht anerkannter Stunden in den Monaten Januar bis Juni 2016 8,82 Stunden, 15,97 St-
unden, 2,63 Stunden, 10,47 Stunden, 3,85 Stunden bzw. 5,72 Stunden betragen. In der Halfte
dieser Monate hat die behauptete monatliche Belastung damit unter bzw. nur geringfligig Gber
dem sich aus § 88 Satz 2 BBG ergebenden Parameter gelegen. In Bezug auf diese Feststellun-
gen, die im Hinblick auf das Zahlenwerk auf seinen eigenen Angaben beruhen, hat der Klager
zuldssige und begrindete Revisionsgrinde nicht vorgebracht. Sie sind daher fur den Senat nach
§ 137 Abs. 2 VwGO bindend.

¢) Gegen den Schluss des Berufungsgerichts, dass diese Belastungen sich bei einer Gesamtbe-
trachtung weder flr sich genommen noch in ihrer Summe als eine Verletzung des Wesenskerns
der Fursorgepflicht erweisen, ist revisionsrechtlich nichts zu erinnern.

4. Nach alledem hat der Klager fur den gesamten streitgegenstandlichen Zeitraum vom 1. Au-
gust 2012 bis zum 30. Juni 2016 keinen Anspruch auf Gewahrung von Freizeitausgleich fur nicht
bzw. nicht vollstandig als Arbeitszeit anerkannte Fahrzeiten. Das Berufungsgericht hat das Ur-
teil des Verwaltungsgerichts zurecht geandert, soweit mit ihm der Klage stattgegeben worden
ist, und die Klage auch insoweit abgewiesen; die Anschlussberufung des Klagers hat es zurecht
zurlckgewiesen. Das gilt sowohl hinsichtlich des mit dem Hauptantrag fir den Zeitraum vom

1. August 2012 bis zum 31. Dezember 2015 begehrten Freizeitausgleichs fir Fahrzeiten im Um-
fang von 342,53 Stunden als auch fur die mit dem Hilfsantrag zu 2. begehrte Verpflichtung der
Beklagten, Gber seinen Antrag auf Gewahrung weiteren Freizeitausgleichs fur die Fahrten von
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seiner Wohnung zu Referatsbesprechungen in Bonn unter Beachtung der Rechtsauffassung des
Gerichts erneut zu entscheiden.

Hiernach kann offenbleiben, ob der Klager Anspruche, die auf den Zeitraum vor dem 31. De-
zember 2015 bezogen waren, zeitnah geltend gemacht hat (vgl. zu diesem Erfordernis BVerwG,
Urteile vom 20. Juli 2017 - 2 C 31.16 - BVerwGE 159, 245 Rn. 43 ff., vom 17. Februar 2022 -2 C
5.21 - NVwZ 2023, 612 Rn. 23 und vom 13. Oktober 2022 - 2 C 24.21 - NVwZ 2023, 833 Rn. 28
ff.).

5. Einer Vorlage an den EuGH gemaR Art. 267 Abs. 3 AEUV bedarf es nicht. Ein einzelstaatliches
Gericht, dessen Entscheidungen nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts an-
gefochten werden kénnen, kann von der Vorlageverpflichtung u. a. dann befreit werden, wenn
es festgestellt hat, dass die Vorschrift des Unionsrechts bereits Gegenstand einer Auslegung
durch den EuGH war (stRspr, vgl. EuGH, Urteil vom 6. Oktober 2021 - C-561/19, Consorzio Ita-
lian Management u. a. - NJW 2021, 3303 Rn. 33, 36 m. w. N.). Das ist hier der Fall. Mit den Ent-
scheidungen in den Rechtssachen - C-266/14, Federacion de Servicios Privados del sindicato Co-
misiones obreras -, - C-344/19, Radiotelevizija Slovenija -, - C-580/19, Stadt Offenbach am Main
-und - C-110/24, STAS-IV - hat der EuGH die Tatbestandsmerkmale des Begriffs "Arbeitszeit" in
Art. 2 Nr. 1 RL 2003/88/EG geklart. Im Revisionsverfahren sind diese Merkmale lediglich auf den
festgestellten Sachverhalt anzuwenden.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO.

© Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und fir Verbraucherschutz
sowie des Bundesamts flr Justiz - https://www.rechtsprechung-im-internet.de

- Seite 9 von 9 -


https://www.rechtsprechung-im-internet.de

	Langtext  
					
	
	Verfahrensgang
	Tenor
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe



